
Satzung der
DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG

(l)

I.

Allgemeine Bestimmungen

§1
Firma, Sitz und Geschäftsjahr

Die Gesellschaft führt die Firma DEMIRE Deutsche Mittelstand Real Estate AG.

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Frankfurt am Main.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2
Gegenstand des Unternehmens

(l) Gegenstand des Unternehmens ist im In- und Ausland

(a) der Erwerb, die Errichtung, die Vermittlung, die Verwaltung und der Verkauf

von bebauten und unbebauten Liegenschaften, Wohnungen, Erbbaurechten,

gewerblichen Gebäuden, sonstigen dinglichen Rechten, Superädifikaten, ge-

werblichen Gebäuden und entsprechende Projektentwicklungen als Bauherr o-

der Bauträger sowie deren Verwertung im In- und Ausland, insbesondere durch

Veräußerung, Vermietung (Leasing) oder Verpachtung; der Erwerb und die Er-

richtung von Gebäuden und Bauten aller Art sowie deren Verwaltung und Ver-

wertung, mit Ausnahme solcher Geschäfte, die nach dem Kreditwesengesetz,

dem Kapitalanlagegesetzbuch oder den Vorschriften für rechts- und steuerbe-

ratende Berufe erlaubnispflichtig sind;

(b) die Entwicklung von Immobilienprojekten im In- und Ausland; die Erstellung,

der Erwerb und die Veräußerung von Verwertungskonzepten für Immobilien-

Projekte;

(c) der Erwerb, der Besitz, der Betrieb, die Verwaltung und Veräußerung von in-

und ausländischen Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen jeder
Rechtsform, auch in der Funktion der Treuhänder für Dritte, sowie die Uber-

nähme der Geschäftsführung für andere Unternehmen im Falle der Übernahme

einer Beteiligung;

(d) die Vermietung beweglicher und unbeweglicher Gegenstände;

(e) Entwicklung, Management und Konzeption von Immobilien- und Unterneh-

mensveranlagungen für Investoren;



(f) der Erwerb, der Besitz, das Halten, die Verwaltung und die Veräußerung von
Unternehmensbeteiligungen, insbesondere Beteiligungen an Immobiliengesell-
schaften, von verbrieften oder durch Immobilien besicherten Forderungen, so-
wie von sonstigen Geldanlagen, in jeder gesetzlich zulässigen Form („mittelbare
Immobilien-Investments");

(g) Bauträgertätigkeit;

(h) die Beratung von Unternehmen, mit Ausnahme von Steuer- und Rechtsbera-
tung sowie sonstigen genehmigungspflichtigen Beratungsgegenständen, insbe-
sondere die umfassende Beratung und Unterstützung der Geschäftsführung von
dritten Unternehmen bei der Wahrnehmung deren Aufgaben, insbesondere im
Zusammenhang mit dem Erwerb, der Entwicklung, dem laufenden Management
und der Vermietung sowie der Verwertung von unmittelbaren und mittelbaren
Immobilien-Investments;

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte zu tätigen und alle Maßnahmen zu er-
greifen, die mit dem Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen; sie ist inso-
weit berechtigt, andere in- oder ausländische Unternehmen, deren Geschäftstätigkeit
mit den in Abs. l genannten Tätigkeiten zusammenhängt, zu errichten, zu erwerben
oder sich an ihnen zu beteiligen.

(3) Die Gesellschaft kann Unternehmen unter ihrer einheitlichen Leitung zusammenfas-
sen oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken. Sie kann ihren Ge-
genstand auch ganz oder teilweise mittelbar verwirklichen. Ferner kann sie ihre Tä-
tigkeit auch auf einen Teil der in Absatz l genannten Tätigkeiten beschränken.

(4) Die Gesellschaft ist berechtigt, im In- und Ausland Zweigniederlassungen zu gründen.

§3
Bekanntmachungen und Informationen

(l) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, soweit nicht ge-
setzlich die Veröffentlichung in einem anderen Publikationsorgan vorgeschrieben ist.

(2) Die Gesellschaft kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den Inhabern zuge-
lassener Wertpapiere Informationen auch im Wege der Datenfernübertragung über-
mitteln.

II.
Kapital und Aktien

§4
Aktien und sonstige Titel

(l) Die Aktien der Gesellschaft können auf den Inhaber oder auf Namen tauten, soweit
gesetzlich nicht zwingend Namensaktien erforderlich sind. Die Aktien sind unteilbar.
Zwischenscheine müssen auf Namen lauten. Trifft im Falle der Kapitalerhöhung der

Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob die neuen Aktien auf den Inhaber
oder auf Namen lauten sollen, lauten sie auf den Inhaber.



(2) Der Anspruch auf Verbriefung der Aktien und auf Ausgabe von Gewinnanteil- und
Erneuerungsscheinen ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und eine
Verbriefung bzw. Ausgabe nicht nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse
gelten, an der die Aktien zugelassen sind. Die Gesellschaft ist berechtigt, Urkunden
über einzelne Aktien (Einzelurkunden) oder über mehrere Aktien (Sammelurkunden)
sowie über Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine auszustellen. Form und Inhalt der
Aktienurkunden sowie der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine bestimmt derVor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.

§5
Grundkapital

(l) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 107. 777. 324,00 (in Worten: Euro ein-
hundertsieben Millionen siebenhundertsiebenundsiebzigtausend dreihundertvierund-

zwanzig).

(2) Es ist eingeteilt in 107. 777. 324 (in Worten: einhundertsieben Millionen siebenhun-
dertsiebenundsiebzigtausend dreihundertvierundzwanzig) auf den Inhaber lautende
Stückaktien mit einem rechnerischen Nennwert von jeweils einem Euro.

(3) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von
§ 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden.

(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 560.000,00 (in Worten: fünf-
hundertsechzigtausend Euro) durch Ausgabe von bis zu 560. 000 (in Worten: fünf-
hundertsechzigtausend) neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt er-
höht (Bedingtes Kapital 2018/1). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit
durchgeführt, wie Inhaber von Aktienoptionen, die aufgrund des Ermächtigungsbe-
Schlusses der außerordentlichen Hauptversammlung vom 6. März 2015 im Rahmen
des Aktienoptionsplans 2015 in dem Erwerbszeitraum von der Gesellschaft ausgege-
ben wurden, von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen
und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien gewährt. Die
aus der Ausübung dieser Bezugsrechte hervorgehenden neuen Aktien der Gesell-
schaft nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Aus-
Übung des Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Ver-
Wendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist
ermächtigt, die Fassung der Satzung der Gesellschaft jeweils entsprechend dem Um-
fang der Kapitalerhöhung aus dem bedingten Kapital zu ändern.

(5) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 53. 328. 662,00 durch Ausgabe
von bis zu 53. 328. 662 auf den Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Be-

dingtes Kapital 2020/1). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf
den Inhaber lautenden Stückaktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel-
und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldver-
Schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die aufgrund der von der
Hauptversammlung vom 11. Februar 2019 unter Tagesordnungspunkt 2 beschlosse-
nen Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibun-
gen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen
dieser Instrumente) von der Gesellschaft oder deren unmittelbaren oder mittelbaren
Beteiligungsgesellschaften begeben wurden oder noch begeben werden und ein
Wandlungs- bzw. Optionsrecht auf neue auf den Inhaber lautende Stückaktien der



4

Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder Optionspflicht begründen. Die
Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des jeweiligen Ermächti-
gungsbeschlusses der Hauptversammlung jeweils zu bestimmenden Options- oder
Wandlungspreis. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur soweit durchgeführt, wie die
Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- oder Optionsrechten von diesen Rechten
Gebrauch machen oder die zur Wandlung oder Optionsausübung verpflichteten Inha-
ber ihre Pflicht zur Wandlung oder Optionsausübung erfüllen, soweit nicht ein Bar-
ausgleich gewährt oder eigene Aktien oder aus genehmigtem Kapital geschaffene
Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des
Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, und für alle nachfolgenden Geschäftsjahre
am Gewinn teil; soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des
Aufsichtsrats für die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien Abweichendes festlegen,
insbesondere, dass die neuen Aktien vom Beginn eines bereits abgelaufenen Ge-
schäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt der Entstehung der neuen Aktien noch kein
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung gefasst worden ist, am Ge-
winn teilnehmen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die
weiteren Einzelheiten der Durchführung einer bedingten Kapitalerhöhung festzuset-
zen.

§6
Genehmigtes Kapital

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Ge-
Seilschaft bis zum 10. Februar 2024 einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR
53.888.662,00 durch Ausgabe von bis zu insgesamt 53.888.662 neuen, auf den Inhaber
lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinla-

gen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2019/1). Den Aktionären steht grundsätzlich ein Be-
zugsrecht zu. Die neuen Aktien können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten
oder diesen nach § 186 Absatz 5 Satz l AktG gleichgestellten Unternehmen mit der Ver-

pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das Bezugsrecht der Ak-
tionäre ein- oder mehrmalig auszuschließen,

(i) soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre
auszunehmen,

(ii) soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlage ausgegeben werden, insbesondere zum
Zwecke des Erwerbs von Immobilien oder Immobilienportfolios (auch über den Erwerb

von Immobiliengesellschaften oder Teilen davon), Unternehmen, Betrieben, Teilen
von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen, oder anderen einlagefähigen
Vermögensgegenständen oder Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenstän-
den, einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaf-
ten,

(iii) soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandel-und/oder
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibun-
gen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die von der Gesellschaft oder deren
unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungsgesellschaften begeben wurden oder noch
begeben werden und ein Wandlungs- bzw. Optionsrecht auf neue auf den Inhaber



lautende Stückaktien der Gesellschaft gewähren bzw. eine Wandlungs- oder Options-
Pflicht begründen, Bezugsrechte auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie
sie ihnen nach Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts auf neue Aktien bzw.
nach der Pflichtwandlung bzw. Pflichtoptionsausübung zustünden, oder

(iv) soweit neue Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden und der auf die neu aus-
zugebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals den Be-
trag von insgesamt EUR 10. 777. 732, 00 oder, sollte dieser Betrag niedriger sein, von
insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss bestehenden Grundkapitals, (der „Höchstbetrag") nicht überschrei-
tet und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsenno-
tierten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der
endgültigen Festlegung des Ausgabebetrags nicht wesentlich unterschreitet.

Auf den Höchstbetrag ist dasjenige Grundkapital anzurechnen, das auf solche Aktien
entfällt, die zur Bedienung von nach dem 11. Februar 2019 entsprechend § 186 Ab-
satz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts begebenen Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibun-
gen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) ausgegeben werden oder auszugeben
sind, oder die nach dem 11. Februar 2019 entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG
veräußert werden. Eine Anrechnung entfällt, soweit Ermächtigungen zur Ausgabe von
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-
Schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) gemäß § 221 Ab-
satz 4 Satz 2, § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG oder zur Veräußerung von eigenen Aktien
gemäß § 71 Absatz l Nr. 8, § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG nach einer Ausübung solcher
Ermächtigungen, die zur Anrechnung geführt haben, von der Hauptversammlung er-
neut erteilt werden.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer
Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. Dazu gehört auch, dass die
Gewinnbeteiligung der neuen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG festgelegt werden
kann. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der §§ 5 und/oder 6 der Satzung nach
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend
der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2019/1 und, falls das Genehmigte
Kapital 2019/1 bis zum 10. Februar 2024 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden
sein sollte, nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

III.

Vorstand

§7
Zusammensetzung des Vorstands

(l) Der Vorstand besteht aus einem oder mehreren Mitgliedern, auch für den Fall, dass
das Grundkapital EUR 3. 000.000,00 übersteigt.

(2) Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt ihre Zahl. Der Auf-
sichtsrat kann Ersatzmitglieder für die Vorstandsmitglieder bestellen.

(3) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstandes sowie einen stellvertre-
tenden Vorsitzenden des Vorstandes ernennen.



(4) Der Vorstand gibt sich durch einstimmigen Beschluss eine vom Aufsichtsrat zu ge-
nehmigende Geschäftsordnung, wenn nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung
für den Vorstand erlässt.

§8
Vertretung

(l) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmit-
glied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Ist nur ein Vorstandsmitglied
bestellt, vertritt es die Gesellschaft allein.

(2) Stellvertretende Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertretungsmacht or-
dentlichen Mitgliedern gleich.

(3) Der Aufsichtsrat kann einem, mehreren oder allen Vorstandsmitgliedern die Befugnis
zur Einzelvertretung einräumen und/oder Befreiung von dem Verbot der Mehrfach-
Vertretung des § 181 2. Alt. BGB erteilen; § 112 AktG bleibt unberührt. Die Befugnis
zur Einzelvertretung und/oder die Befreiung von dem Verbot der Mehrfachvertretung
des § 181 2. Alt. BGB kann jederzeit widerrufen werden.

§9
Geschäftsführung

(l) Der Vorstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung. Er hat die Geschäfte
der Gesellschaft nach Maßgabe der Gesetze, der Satzung, der Geschäftsordnung für
den Vorstand und des Geschäftsverteilungsplans zu führen.

(2) Sofern der Vorstand aus mehr als einem Mitglied besteht, tragen die Mitglieder des
Vorstands gemeinsam die Verantwortung für die gesamte Geschäftsführung. Dabei
führt jedes Mitglied des Vorstands den ihm zugewiesenen Geschäftsbereich in eigener
Verantwortung.

(3) Über Maßnahmen und Geschäfte, für die Gesetze, Satzung oder Geschäftsordnung
eine Entscheidung durch den gesamten Vorstand vorschreiben, entscheidet der Vor-
stand durch Beschluss. Gleiches gilt für Angelegenheiten, die über einen einzelnen
Geschäftsbereich hinaus greifen, die nicht einem einzelnen Geschäftsbereich zuge-
wiesen oder zuzuordnen sind und für solche Maßnahmen und Geschäfte eines Ge-

schäftsbereichs, die für die Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung sind.

(4) Der Vorstand beschließt, soweit nicht Gesetz, Satzung oder Geschäftsordnung et-
was anderes vorschreiben, mit einfacher Mehrheit aller vorhandenen Stimmen. So-
weit rechtlich zulässig und die Geschäftsordnung nicht etwas anderes bestimmt, gibt
bei Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.

IV.

Aufsichtsrat

§ 10
Zusammensetzung und Amtsdauer

(l) Der Aufsichtsrat der Gesellschaft besteht aus drei von der Hauptversammlung der
Gesellschaft zu wählenden Mitgliedern.



(2) Die Aufsichtsratsmitglieder werden für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptver-

Sammlung gewählt, die über ihre Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem

Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit

beginnt, nicht mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann bei der Wahl eine kürzere

Amtszeit bestimmen. Die Wahl des Nachfolgers eines vor Ablauf der Amtszeit ausge-

schiedenen Mitglieds erfolgt für den Rest der Amtszeit des ausgeschiedenen Mit-

glieds, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers nicht abweichend
bestimmt.

(3) Für ein oder mehrere namentlich zu bezeichnende Aufsichtsratsmitglieder kann die

Hauptversammlung ein Ersatzmitglied bestellen, das bei vorzeitigem Ausscheiden

des oder eines dieser Aufsichtsratsmitglieder in den Aufsichtsrat nachrückt. Tritt ein

Ersatzmitglied an die Stelle des Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, sobald ein

Nachfolger für das ausgeschiedene Aufsichtsratsmitglied bestellt ist, spätestens mit

Ablauf der restlichen Amtszeit des Ausgeschiedenen.

(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt unter Einhaltung einer Frist von drei

Wochen auch ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes durch schriftliche Erklärung

gegenüber dem Aufsichtsratsvorsitzenden unter Benachrichtigung des Vorstands nie-

derlegen. Der Aufsichtsratsvorsitzende kann die Frist abkürzen oder auf die Einhal-

tung der Frist verzichten. Das Recht, das Amt aus wichtigem Grund ohne Einhaltung

einer Frist niederzulegen, bleibt unberührt.

§11
Vorsitzender und Stellvertreter

(l) Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichts-

ratsmitglieder gewählt worden sind, in einer ohne besondere Einberufung abzuhal-
tenden Sitzung aus seiner Mitte den Vorsitzenden und den Stellvertreter des Auf-

sichtsrats. Die Amtszeit entspricht der in § 10 Abs. 2 bestimmten Amtszeit, soweit
der Aufsichtsrat bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt.

(2) Scheidet der Vorsitzende oder der Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem

Amt aus, findet unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschie-

denen statt.

§12
Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats

(l) Der Aufsichtsrat überwacht die Führung der Geschäfte durch den Vorstand und nimmt
die sonstigen ihm nach Gesetz und Satzung obliegenden Aufgaben wahr.

(2) Die Geschäftsordnung des Vorstands bestimmt, welche Geschäfte oder Maßnahmen
der Vorstand nur mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats vornehmen darf. Der

Aufsichtsrat kann jederzeit weitere Geschäfte oder Maßnahmen von seiner Zustim-

mung abhängig machen. Er kann seine Zustimmung zu bestimmten Arten von Ge-
schaften oder Maßnahmen widerruflich allgemein oder für den Fall, dass das einzelne

Geschäft oder die einzelne Maßnahme bestimmten Anforderungen genügt, im Voraus

erteilen.



(3) Der Aufsichtsrat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung
selbst fest.

(4) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die nur die Fassung betref-
fen, insbesondere im Hinblick auf die Höhe der Durchführung von Kapitalerhöhungen
oder der Ausnutzung von genehmigten oder bedingten Kapitalen, vorzunehmen.

§13
Ausschüsse des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse für besondere Aufgaben und Befugnisse
bilden. Den Ausschüssen des Aufsichtsrats können auch, soweit gesetzlich zulässig, Ent-
scheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden. Für Beschlussfassungen in den
Ausschüssen gelten die folgenden Bestimmungen entsprechend, soweit nicht zwingend ge-
setzliche Vorschriften entgegenstehen.

§ 14
Sitzungen des Aufsichtsrats

(l) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden oder im Falle seiner
Verhinderung durch seinen Stellvertreter einberufen.

(2) Die Einberufung hat schriftlich oder per Telefax bzw. per E-Mail unter Einhaltung einer
Frist von mindestens 7 Tagen zu erfolgen, wobei der Tag der Absendung der Einla-
düng und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet werden. In dringenden Fällen kann
der Einberufende eine andere Form der Einberufung wählen und/oder die Frist ab-
kürzen.

(3) Mit der Einberufung ist die Tagesordnung mitzuteilen. Ist ein Tagesordnungspunkt
nicht ordnungsgemäß angekündigt worden, darf hierüber nur beschlossen werden,
wenn kein Aufsichtsratsmitglied der Beschlussfassung innerhalb einer angemesse-
nen, vom Vorsitzenden festzusetzenden Frist widerspricht.

(4) Der Aufsichtsrat tritt mindestens zweimal im Kalenderhalbjahr zusammen. Der Auf-
sichtsrat wird ferner einberufen, sooft es die Geschäfte erfordern oder wenn es vom
Vorstand oder einem Mitglied des Aufsichtsrats beantragt wird.

(5) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats bzw. im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertre-
ter leitet die Sitzung des Aufsichtsrats und bestimmt die Reihenfolge der Verhand-
lungsgegenstände sowie die Art der Abstimmung.

(6) Der Vorstand darf an den Sitzungen des Aufsichtsrats teilnehmen, sofern der Auf-
sichtsrat nicht im Einzelfall etwas anderes bestimmt.

(7) Der Aufsichtsratsvorsitzende kann Sachverständige und Auskunftspersonen zur Be-
ratung hinzuziehen. Der Aufsichtsrat ist vor einer Zuziehung zu hören.



§15
Beschlussfassung des Aufsichtsrats

(l) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Außerhalb
von Sitzungen können Beschlussfassungen auch schriftlich, fernmündlich, per Tele-

fax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel, ins-

besondere per Videokonferenz, sowie in Kombination der vorgenannten Formen er-

folgen, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, im Falle seiner Verhinderung,
sein Stellvertreter dies für den Einzelfall bestimmt. Ein Widerspruchsrecht der übri-

gen Mitglieder des Aufsichtsrats hiergegen besteht nicht. Solche Beschlüsse werden

vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet. Für Be-

schlussfassungen außerhalb von Sitzungen gelten die Bestimmungen des Abs. 2 und
5 entsprechend.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder unter der zuletzt be-

kannt gegebenen Anschrift ordnungsgemäß geladen sind und sämtliche Mitglieder an

der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch an der Beschlussfassung
teil, wenn es sich der Stimme enthält.

(3) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Beschlussfassungen des Aufsichtsrats

dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder oder durch andere

zur Teilnahme an der Sitzung berechtigte Personen schriftliche Stimmabgaben über-

reichen lassen. Darüber hinaus können abwesende Aufsichtsratsmitglieder ihre

Stimme während der Sitzung oder nachträglich, wenn der Vorsitzende oder, im Falle

seiner Verhinderung, sein Stellvertreter dies für den Einzelfall vor Beginn der Be-

schlussfassung und unter Festlegung einer angemessenen Frist bestimmt, mündlich,

fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher Telekom-

munikationsmittel, insbesondere per Videozuschaltung, abgeben; ein Widerspruchs-

recht der übrigen Mitglieder des Aufsichtsrats hiergegen besteht nicht.

(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit gesetzlich oder in dieser Satzung nicht
anderes zwingend bestimmt ist, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen

gefasst. Stimmenthaltungen werden bei der Ermittlung des Beschlussergebnisses

nicht mitgezählt. Bei Wahlen genügt die verhältnismäßige Mehrheit. Bei Stimmen-

gleichheit gibt, auch bei Wahlen, die Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder

im Verhinderungsfälle seines Stellvertreters den Ausschlag.

(5) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind Niederschriften anzu-

fertigen, die vom Vorsitzenden zu unterzeichnen sind. In der Niederschrift über eine

Sitzung sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der

Tagesordnung, der wesentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse des

Aufsichtsrats anzugeben. Die Niederschrift ist allen Mitgliedern zuzuleiten.

(6) Der Aufsichtsratsvorsitzende, im Falle seiner Verhinderung sein Stellvertreter, ist er-
mächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der Beschlüsse des Auf-

sichtsrats erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und Erklärungen für den Auf-

sichtsrat entgegenzunehmen.
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§ 16
Vergütung

(l) Für die Mitglieder des Aufsichtsrats kann eine jährliche zahlbare Vergütung festgelegt
werden, über deren Höhe die Hauptversammlung entscheidet. Die zuletzt beschlos-
sene Vergütung bleibt solange gültig, bis die Hauptversammlung eine geänderte Ver-
gütung beschließt.

(2) Der Vorsitzende erhält den dreifachen, der oder die Stellvertreter den doppelten Be-
trag eines ordentlichen Aufsichtsratsmitglieds. Aufsichtsratsmitglieder, die nur wäh-
rend eines Teils eines Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat angehört haben oder das
Amt des Aufsichtsratsvorsitzenden oder des stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzen-

den innehatten, erhalten die Vergütung zeitanteilig.

(3) Die Vergütung ist zahlbar binnen eines Monats nach Ablauf des jeweiligen Geschäfts-
Jahres.

(4) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz aller ihnen durch die Ausübung
ihres Amtes entstehenden Auslagen sowie Ersatz der etwa auf ihre Vergütung und
Auslagen zu entrichtenden Umsatzsteuer.

(5) Alternativ zu der in Absatz (l) genannten jährlich zahlbaren Vergütung kann für die
Mitglieder des Aufsichtsrates ein Sitzungsgeld festgelegt werden, über dessen Höhe
die Hauptversammlung entscheidet. Für Mitglieder von Ausschüssen kann unbescha-
det von Satz l neben der in Absatz (l) genannten Vergütung ein Sitzungsgeld fest-
gelegt werden, über dessen Höhe die Hauptversammlung entscheidet.

(6) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von
dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversiche-
rung für Organmitglieder und bestimmte Mitarbeiter einbezogen, soweit eine solche
besteht. Die Prämien hierfür entrichtet die Gesellschaft.

v.

Hauptversammlung

§17
Kompetenzen, Ort und Einberufung der Hauptversammlung

(l) Die ordentliche Hauptversammlung, die insbesondere über die Entlastung des Vor-
Stands und des Aufsichtsrats, die Gewinnverwendung und die Wahl des Abschtuss-
Prüfers beschließt, wird innerhalb der ersten acht Monate eines jeden Geschäftsjah-
res abgehalten.

(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich bestimmten
Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen. Das auf Gesetz beruhende Recht anderer

Personen, die Hauptversammlung einzuberufen, bleibt unberührt. Die Hauptver-
Sammlung findet am Sitz der Gesellschaft, an einem Sitz einer deutschen Wertpa-
pierbörse oder in dessen Umgebung, in einem Umkreis von 50 km, statt.
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(3) Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt unter Mitteilung der Tagesordnung,
des Tagungsortes und des Sitzungsbeginns durch Bekanntmachung im Bundesanzei-
ger mit den gesetzlich erforderlichen Angaben.

(4) Nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats nach § 22 Abs. 3 hat der Vorstand un-

verzüglich die ordentliche Hauptversammlung einzuberufen.

(5) Die Einberufung der Hauptversammlung muss mindestens 30 Tage vor dem Tag der

Versammlung unter Mitteilung der Tagesordnung und einer Adresse für die Anmel-

düng bekannt gemacht werden. Die Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage
der Anmeldefrist (§ 18 Abs. l der Satzung).

§ 17a
Möglichkeit der virtuellen Hauptversammlung

Der Vorstand ist ermächtigt, vorzusehen, dass die Hauptversammlung ohne physi-

sehe Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversamm-

lung abgehalten wird (virtuelle Hauptversammlung).

Die vorstehende Ermächtigung gemäß Abs. l ist befristet und endet mit Ablauf von

fünf Jahren nach Eintragung der betreffenden Satzungsänderung in das Handelsre-

gister.

§ 18
Teilnahme an der Hauptversammlung

(l) Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen und das Stimmrecht ausüben

wollen, müssen sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nach-

weisen. Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft

unter der in der Einladung hierfür mitgeteilten Adresse in Textform (§ 126 BGB) in

deutscher oder englischer Sprache bis spätestens sechs Tage vor der Hauptversamm-

lung (letzter Anmeldetag) zugehen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen

zu bemessende Frist vorgesehen werden. Bei der Berechnung der Anmeldefrist sind

der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen.

(2) Als Nachweis der Berechtigung nach Absatz l reicht ein in Textform in deutscher oder

englischer Sprache durch den Letztintermediär ausgestellter Nachweis des Anteilsbe-

Sitzes gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf
den im Aktiengesetz hierfür vorgesehenen Zeitpunkt beziehen.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung
auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen

und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer

Kommunikation ausüben können (Online-Teitnahme). Der Vorstand ist auch ermäch-

tigt, Bestimmungen zum Verfahren der Online-Teilnahme zu treffen. Eine etwaige
Ermöglichung der Online-Teilnahme und die dazu getroffenen Bestimmungen sind

mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu machen.
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§19
Vorsitz in der Hauptversammlung

(l) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder
ein anderes von ihm bestimmtes Aufsichtsratsmitglied. Für den Fall, dass weder der
Aufsichtsratsvorsitzende noch ein von ihm bestimmtes Aufsichtsratsmitglied die Ver-

sammlungsleitung übernimmt, wählt derAufsichtsrat den Versammlungsleiter. Uber-
nimmt weder der Aufsichtsratsvorsitzende noch ein von ihm bestimmtes Aufsichts-

ratsmitglied noch eine vom Aufsichtsrat gewählte Person den Vorsitz, so eröffnet der
zur Beurkundung zugezogene Notar die Hauptversammlung und lässt den Leiter der
Hauptversammlung durch diese wählen.

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlung und bestimmt die Reihenfolge der Tagesord-
nung sowie die Art der Abstimmung. Das Abstimmungsergebnis kann auch durch
Abzug der Ja- oder Nein-Stimmen und der Stimmenthaltungen von den den Stimm-
berechtigten insgesamt zustehenden Stimmen ermittelt werden. Bei Wahlen zum
Aufsichtsrat ist der Vorsitzende berechtigt, über eine von der Verwaltung oder von
den Aktionären bzw. Aktionärsvertretern vorgelegte Liste mit Wahlvorschlägen ab-
stimmen zu lassen. Der Vorsitzende bestimmt über die Form der Ausübung des
Stimmrechts, soweit die Hauptversammlung nicht ausdrücklich etwas anderes be-
schließt.

(3) Der Vorsitzende hat das Recht, das Frage- und Rederecht der Aktionäre (einschließ-
lich des Nachfrage- und Fragerechts gemäß § 131 Abs. Id bzw. le AktG) zeitlich
angemessen zu beschränken; er ist insbesondere ermächtigt, zu Beginn der Haupt-
Versammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen des Verhandlungs-
Verlaufs, der Aussprache zu den einzelnen Tagesordnungspunkten sowie des einzel-
nen Rede- und Fragebeitrags angemessen festzusetzen.

§ 20
Beschlussfassung der Hauptversammlung

(l) Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgege-
benen Stimmen und, sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Mehrheit
des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, mit der einfa-
chen Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen stimmberechtigten Grund-
kapitals gefasst, soweit nicht nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften eine größere
Mehrheit erforderlich ist. Dies gilt insbesondere für Satzungsänderungen, soweit
diese nicht nur die Fassung betreffen, und Kapitalerhöhungen, soweit dies gesetzlich
zulässig ist und diese Satzung keine anderen Regelungen enthält.

(2) Bei Stimmengleichheit gilt, ausgenommen bei Wahlen, ein Antrag als abgelehnt. So-
fern bei Einzelwahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht er-
reicht wird, findet eine Stichwahl unter den Personen statt, die die beiden höchsten
Stimmenzahlen erhalten haben. Bei der Stichwahl entscheidet die höhere Stimmen-

zahl.

(3) Jede Aktie gewährt eine Stimme.
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(4) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Voll-
macht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesell-
schaft bedürfen derTextform (§ 126b BGB), sofern in der Einberufung keine Erleich-
terungen bestimmt werden. Die Einzelheiten für die Erteilung der Vollmacht, ihren
Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einberufung
der Hauptversammlung bekannt gemacht. § 135 AktG bleibt unberührt.

(5) Der Vorstand kann vorsehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Haupt-
Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation
abgeben dürfen (Briefwahl). Er kann die Einzelheiten des Verfahrens regeln, insbe-
sondere die Stimmabgabe auf einen Übermitttungsweg beschränken sowie eine Frist
für die Abstimmung per Briefwahl festlegen. Die Einzelheiten werden mit der Einbe-
rufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

§21
Bild- und Tonübertragungen

(l) Die Mitglieder des Aufsichtsrats sollen an der Hauptversammlung teilnehmen. Ist ei-
nern Aufsichtsratsmitglied die Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung nicht
möglich, weil es aus dienstlichen Gründen verhindert ist oder wegen der großen Ent-
fernung des Wohnortes des Aufsichtsratsmitglieds vom Versammlungsort, so kann
es an der Hauptversammlung auch im Wege der Zuschaltung durch Bild- und Ton-
Übertragung teilnehmen. Im Falle einer virtuellen Hauptversammlung können Auf-
sichtsratsmitglieder mit Ausnahme des Versammlungsleiters in Abstimmung mit dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrats im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen.

(2) Die Hauptversammlung kann auf Anordnung des Vorstands in Abstimmung mit dem
Versammlungsleiter auszugsweise oder vollständig in Bild und Ton übertragen wer-
den. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit
uneingeschränkt Zugang hat. Die Anordnung der Übertragung, ihr Umfang und ihre
Form sind mit der Einberufung bekannt zu machen.

VI.
Jahresabschluss und Gewinnverwendung

§22
Jahresabschluss

(l) Der Vorstand hat nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres innerhalb der gesetzlichen
Fristen den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung nebst Anhang)
und den Lagebericht sowie den Konzernabschluss und den Konzernlagebericht für
das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und unverzüglich dem Aufsichtsrat und
dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat den
Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanz-
gewinnes machen will. §§ 298 Abs. 2 und 315 Abs. 5 HGB bleiben unberührt.

(2) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie Beträge
bis zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen; sie sind
darüber hinaus ermächtigt, weitere Beträge bis zu einem Viertel des Jahresüber-
Schusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen, solange und soweit die anderen
Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen und auch nach der
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Einstellung nicht übersteigen würden. Bei der Errechnung des in andere Gewinnrück-
lagen einzustellenden Teils des Jahresüberschusses sind vorweg Zuweisungen zur
gesetzlichen Rücklage und Verlustvorträge abzuziehen.

(3) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die
Verwendung des Bilanzgewinnes sowie den Konzernabschluss und den Konzernlage-
bericht zu prüfen und über das Ergebnis seiner Prüfung schriftlich an die Hauptver-
Sammlung zu berichten (§§ 298 Abs. 2 und 315 Abs. 5 HGB bleiben unberührt); dabei
hat er auch zu dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des Konzernab-
Schlusses durch den Abschlussprüfer Stellung zu nehmen. Er hat seinen Bericht in-
nerhalb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen des Vorstands und der Bericht des
Abschlussprüfers über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Konzernabschlus-
ses zugegangen sind, dem Vorstand zuzuleiten; § 171 Abs. 3 Satz 2 AktG bleibt
unberührt.

§23
Gewinnverwendung

(l) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns. Sie ist
hierbei an den festgestellten Jahresabschluss gebunden. Die Hauptversammlung
kann auch eine andere Verwendung als nach § 58 Abs. 3 Satz l AktG oder als die
Verteilung unter die Aktionäre bestimmen.

(2) Der Vorstand ist ermächtigt, nach Ablauf eines Geschäftsjahres aufgrund eines vor-
läufigen Jahresabschlusses mit Zustimmung des Aufsichtsrats einen Abschlag auf den
voraussichtlichen Bilanzgewinn zu zahlen.

(3) Die Hauptversammlung kann neben oder anstelle einer Barausschüttung auch eine
Ausschüttung von Sachwerten beschließen, wenn es sich bei den auszuschüttenden
Sachwerten um solche handelt, die auf einem Markt im Sinne von § 3 Abs. 2 AktG
gehandelt werden.

VII.
Dauer, Auflösung, Auseinandersetzung

§24
Dauer der Gesellschaft

Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit geschlossen.

§25
Auflösung; Auseinandersetzung

(l) Im Falle der Auflösung der Gesellschaft erfolgt die Abwicklung durch den Vorstand,
wenn die Hauptversammlung nicht andere oder weitere Personen zu Liquidatoren
bestellt.

(2) Das nach Berichtigung der Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen der Gesellschaft
wird zwischen den Aktionären im Verhältnis der Anteile am Grundkapital verteilt.

VIII.
Schlussbestimmungen
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§ 26
Fortführung von Regelungen zum Gründungsaufwand gemäß § 243 Abs. l

Satz 2 UmwG

Der bisherige § 28 Gründungsaufwand wird beibehalten:

„§ 28 Gründungsaufwand

Die Gesellschaft übernimmt die Gründungskosten (Kosten für die Beurkundung der Sat-
zung, die Anmeldung der Gesellschaft zum und ihre Eintragung in das Handelsregister, die
anfallenden Steuern, die Kosten der Gründungsberatung und -prüfung sowie für Bekannt-
machungen und den Druck von Aktienurkunden) bis zu einem geschätzten Betrag von EUR
50 000,-.

§27
Formwechselaufwand

Die Gesellschaft ist durch formwechselnde Umwandlung der MAGNAT Real Estate Oppor-
tunities GmbH & Co. KGaA mit Sitz in Frankfurt am Main entstanden. Die Aktiengesellschaft
trägt den Aufwand trägt die Kosten des Formwechsels in eine Aktiengesellschaft. Der Ge-
samtbetrag dieser Kosten wird auf EUR 100. 000,- geschätzt und gemäß § 197 UmwG
i. V. m. § 26 Abs. 2 AktG festgesetzt.

§ 28
Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser Satzung oder eine künftig in sie aufgenommene Bestim-
mung ganz oder teilweise unwirksam oder undurchführbar sein oder ihre Wirksamkeit oder
Durchführbarkeit später verlieren, so soll hierdurch die Gültigkeit der übrigen Bestimmun-
gen nicht berührt werden. Gleiches gilt, falls sich herausstellen sollte, dass diese Satzung
eine Regelungslücke enthält. Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestim-
mung oder zur Ausfüllung der Regelungslücke soll dann eine angemessene Regelung gel-
ten, die, soweit rechtlich möglich, dem am meisten gerecht wird, was die Gesellschafter
vereinbart hätten, wenn sie die Unwirksamkeit, Undurchführbarkeit oder Lückenhaftigkeit
der Satzung gekannt hätten. Beruht die Unwirksamkeit einer Bestimmung auf einem in der
Satzung festgelegten Maß der Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin), so soll das Maß
der Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin) gelten, das rechtlich zulässig ist und dem
von den Gesellschaftern Gewallten möglichst nahe kommt.



/bsc

Satzunasbescheiniauna

Ich bescheinige in meiner Eigenschaft als Notar, dass bei der vorstehenden

Satzung die geänderten Bestimmungen mit dem Hauptversammlungsprotokoll

über die Änderung der Satzung vom 17. Mai 2023(UVZ-Nr. 338/2023 AT vom

13. Juni 2023 und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum

Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut des Gesellschaftsvertra-

ges übereinstimmen.

Frankfurt am Main, den 13. Juni 2023

Dr. Alexander Täumer

Notar


